
Landesarbeitsgericht Nürnberg 

6 Sa 424/02 

2 Ca 1207/01 H Bayreuth (Hof) 

 

Urteil 
- in Auszug - 

A... 

Rechtsanwälte ...  

gegen 

B... 

Rechtsanwälte ... 

  

Die 6. Kammer des Landesarbeitsgerichts Nürnberg hat durch den Vorsitzenden 
Richter am Landesarbeitsgericht Nürnberg V e t t e r   als Vorsitzenden sowie die 
ehrenamtlichen Richter Wiedemann und Ziegler aufgrund der mündlichen Verhand-
lung vom 27.05.2003 

  

für Recht erkannt: 

I. Auf die Berufung des Beklagten wird das Endurteil des Arbeitsgerichts Bay-
reuth, Kammer Hof, vom 28.03.2002, Az. 2 Ca 1207/01 A, teilweise abgeändert. 

II. Der Beklagte hat an den Kläger für die Monate Oktober 2001 bis Januar 2002 
(Ziff. V bis VIII. des arbeitsgerichtlichen Urteils) € 6.534,32 (i.W. Euro sechstau-
sendfünfhundertvierunddreißig 32/100) brutto abzüglich € 4.300,35 (i.W. Euro 
viertausenddreihundert 35/100) (Arbeitslosengeldzahlungen einschließlich der 
hierfür abgeführten Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung) nebst Zinsen 
in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 01.02.2002 zu zah-
len. 

II. Im übrigen wird die Berufung zurückgewiesen. 

IV. Von den Kosten des Rechtsstreits hat der Kläger 1/15, der Beklagte 14/15 zu 
tragen. 

V. Die Revision wird nicht zugelassen. 



Tatbestand: 

Die Parteien streiten über die Beendigung eines Arbeitsverhältnisses durch Eigenkündigung des 
Arbeitnehmers, die Berechtigung einer Abmahnung,  Entgelt- und über Annahmeverzugsan-
sprüche. 

...  (wird ausgeführt) 

  

Aus den Entscheidungsgründen: 

I. 

... (wird ausgeführt) 

II. 

... (wird ausgeführt) 
   
1. Das Arbeitsverhältnis besteht in der Tat fort, weil Beendigungstatbestände – mit 

Ausnahme der vom Beklagten angenommenen Eigenkündigung des Klägers 
vom 28.09.2001 – nicht behauptet worden sind. Soweit der Beklagte meint, das 
Schreiben vom 28.09.2001 beinhalte eine Kündigungserklärung, kann dem nicht 
gefolgt werden.  

 ... (wird ausgeführt) 

4. Zu Recht hat das Arbeitsgericht auch die Ansprüche aus Annahmeverzug be-
jaht. Hinsichtlich des Bestehens des Zurückbehaltungsrechtes und der Höhe 
des dem Kläger zustehenden Entgelts kann auf die Ausführungen des Arbeits-
gerichts verwiesen werden; der Beklagte hat in der Berufungsinstanz gegen die 
Berechnung Einwendungen auch nicht erhoben. 

 Die Ansprüche des Klägers waren allerdings um die durch die Bundesanstalt für 
Arbeit für den Kläger abgeführten Beiträge zu mindern. Die Bundesanstalt hat 
diese Beiträge nämlich für und zugunsten des Klägers abgeführt; dieser - und 
ohne Abtretungserklärung des Arbeitnehmers nicht die Bundesanstalt für Arbeit 
- hätte bei Überzahlung Anspruch auf Erstattung (§ 26 Abs. 3 SGB IV). Vorlie-
gend liegt eine Überzahlung jedoch nicht vor. Die Bundesanstalt hat einen Teil 
desjenigen Arbeitsentgeltanspruches erfüllt, den der Kläger gegenüber dem Be-
klagten hatte. Teil dieses Entgelts sind auch die abgeführten Arbeitnehmerbei-
träge zur Sozialversicherung. Mit Erfüllung durch die Bundesanstalt für Arbeit 
gehen die Ansprüche auf dieses Arbeitsentgelt – wieder einschließlich der Ar-
beitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung, was sich aus der Regelung des 
§ 14 Abs. 2 SGB IV deutlich ersehen lässt, weil hiernach selbst bei vereinbar-
tem Nettoentgelt die gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge ausdrücklich als 
zum Arbeitsentgelt gehörend definiert werden – auf die Bundesanstalt für Arbeit 
über (§ 115 Abs. 1 SGB X). Sie stehen dem Kläger daher nicht mehr zu; eine 
Klage hierauf kann nicht begründet sein. Dies gilt unabhängig davon, dass die 
Bundesanstalt regelmäßig ein dem Gesetz, wie dargestellt, nicht entsprechen-
des Beitragsverrechnungsverfahren praktiziert (vgl. hierzu Schlegel in Küttner, 
Personalbuch, a.a.O., "Sozialversicherungsbeiträge" Rn. 38; Huber in Personal-
buch, a.a.O., "Entgeltrückzahlung" Rn. 24 ff.). Eine Rückabtretung diesbezügli-
cher Ansprüche durch die Bundesanstalt an den Kläger hat dieser nicht behaup-
tet. Eine Verurteilung des Arbeitgebers zur Zahlung der vollen Bruttobeträge an 



den Arbeitnehmer ohne Berücksichtigung bereits geleisteter Beiträge würde 
auch zu ungerechten Ergebnissen führen. Der Arbeitnehmer bräuchte die Bei-
träge, soweit sie schon durch die Bundesanstalt geleistet sind, nicht nochmals 
an die Sozialversicherungsträger abführen. Der Arbeitgeber seinerseits könnte 
sich Erstattungsansprüchen der Bundesanstalt für Arbeit nach § 115 SGB X 
ausgesetzt sehen, obwohl er seine Beitragspflichten in Erfüllung eines entspre-
chenden arbeitsgerichtlichen Urteils bereits im Wege der Zahlung an den Ar-
beitnehmer geleistet hat. Ein Urteil entsprechend der häufig akzeptierten "prak-
tikablen" Regelung dergestalt, dass der Arbeitnehmer sich nur das Nettoarbeits-
losengeld anrechnen lässt, führt also zu gesetzwidrigen und ungereimten Er-
gebnissen. 

 Vorliegend hat sich zwar der Beklagte nicht auf diese Fehlerhaftigkeit des Erst-
urteils berufen. Dies ist jedoch unschädlich, weil – es kann davon ausgegangen 
werden, dass die Bundesanstalt für Arbeit ihre gesetzlichen Verpflichtungen re-
gelmäßig erfüllt – die Darlegung, welche Beiträge abgeführt sind, zur schlüssi-
gen Berechnung des Anspruches durch den Kläger gehört. Vorliegend ist die 
Abführung der entsprechenden Beiträge durch die Bundesanstalt zwischen den 
Parteien nicht streitig. 

 Letztlich kann dies jedoch dahinstehen, da der Kläger die Klage insoweit zu-
rückgenommen hat. Es errechnet sich ein Betrag für die vier streitgegenständli-
chen Monate in Höhe von € 6.534,32 brutto, abzüglich der von der Bundesan-
stalt erfüllten Beträge – Nettoauszahlung an den Kläger sowie Abführung von 
Arbeitnehmeranteilen zu Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung – von ins-
gesamt 4.300,35 €. Die Kammer hat diesen Betrag gemeinsam mit dem Betei-
ligten in der Verhandlung vom 27.05.2003 aus dem vorgelegten Bescheid der 
Bundesanstalt für Arbeit, Arbeitsamt Hof, errechnet. Die Beteiligten haben we-
der der Berechnungsweise noch dem Berechnungsergebnis widersprochen. Die 
Verzinsungspflicht folgt ab Rechtshängigkeit aus § 288 Abs. 1 BGB. 

  

5. Nach alldem erweist sich das Urteil des Arbeitsgerichts – soweit die Klage nach 
Abzug weiterer Beträge, betreffend das abzuziehende Arbeitslosengeld, auf-
rechterhalten worden ist und soweit über die Ansprüche angesichts der nur teil-
weise eingelegten Berufung noch zu entscheiden war – als richtig. Aus diesem 
Grund war die Berufung zurückzuweisen. 

  

6. Die Kostenentscheidung folgt dem Maß des Obsiegens bzw. Unterliegens der 
Parteien. Hierbei hat die Kammer berücksichtigt, dass der Kläger in erster In-
stanz in geringem Umfang – nämlich hinsichtlich der Abzugsbeträge für Arbeits-
losengeld – zu Unrecht obsiegt hat. Sie hat auch berücksichtigt, dass über die-
sen Teil in zweiter Instanz nach der insoweit erklärten Teilklagerücknahme nicht 
mehr zu befinden war, so dass sich die Gebühren insoweit ermäßigen. Anderer-
seits hat der Beklagte nicht in vollem Umfang Berufung eingelegt. Es rechtfertigt 
sich angesichts derjenigen Streitgegenstände, bei denen der Beklagte unterle-
gen ist – Fortbestehen, Abmahnung, Entgelt bzw. Teil des Entgelts für die Mo-
nate Juli bis September 2001 -, eine Quotelung von 1/15 zu Lasten des Klägers, 
14/15 zu Lasten des Beklagten (§§ 64 Abs. 6 ArbGG, 92 Abs. 1 ZPO). 

  

7. Für die Zulassung der Revision bestand kein gesetzlich begründeter Anlass. 



  

 

Rechtsmittelbelehrung: 

  

Gegen dieses Urteil ist ein Rechtsmittel nicht gegeben. Auf § 72a ArbGG wird hinge-
wiesen. 

  

 

Vetter Wiedemann Ziegler 

Vorsitzender Richter am 
Landesarbeitsgericht 

Ehrenamtlicher Richter Ehrenamtlicher Richter 

   


